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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 25* November 1974 
unter Mitwirkung des Vorsitzenden Richters Dr.Kreft 
sowie der Richter Gähtgens, Dr. Krohn, Peetz und 
Lohmann

für Recht erkannt;

Auf die Rechtsmittel des Eigentümers werden 
das am 5.» 6* und 7. März 1973 an Verkün- 
dungs Statt zugestellte Urteil des Senats 
für Baulandsachen des Oberlandesgerichts 
München und das am 17* März 1972 an Verkün- 
dungs Statt zugestellte Urteil der Kammer 
für Baulandsächen des Landgerichts; München I 
aufgehoben. Die Regierung von Oberbayera als 
Enteignungsbehörde wird unter Aufhebung ihres 
Beschlusses vom 28. Juni 1971 (II A 7 - 
7310 St Mü 139/71) angewiesen, über den An­
trag de8 Eigentümers auf Einleitung des Ent­
eignungsverfahrens unter Beachtung der Rechts­
auf fassung des Revisionsgerichts anderweit zu 
entscheiden.
Die Revision der beteiligten Stadt wird zu­
rückgewiesen.
Die beteiligte Stadt hat die Kosten des ge­
richtlichen Verfahrens zu tragen.

Der Antragsteller (im folgenden: Eigentümer) 
erwarb 1957 mehrere Grundstücke im Gebiet zwischen

Von Rechts wegen

Tatbestand

der 
in M

Landstraße und der P< itraße
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Ein Teil dieser Grundstücke der Gemarkung 
unter anderem auch der etwa die Hälfte aus­

machende Ostteil des Flurstücks Hr. WBK3, lag Öst­
lich der erst später erbauten S g m V s t r a ß e .  Durch 
den Bebauungsplan Hr. 34 b der Antragsgegnerin (im 
folgenden: Stadt), rechtsverbindlich seit 20. April 
1970, wurde dieser - inzwischen vom Eigentümer ver­
kaufte - Teil Baugebiet. Der Vestteil der Grund­
stücke, der jetzt allein die Hr. V 8 trägt, blieb 
sein Eigentum. Dieses Grundstück liegt in der Nord­
ostecke eines ca. 80.000 qm großen Gebiets, das im 
Süden durch die V e ^ B H P s^ra^e» im Westen durch 
die U n H H H ^ Btraße, im Horden durch die SeflBBfc- 
straße und im Osten durch die SJHPMstraße begrenzt 
wird. Der ebenfalls seit 20. April 1970 rechtsverbind­
liche Bebauungsplan Nr. 34 a weist dieses Gebiet als 
öffentliche Grünfläche aus.

Die Entwicklung des oben bezeichne ten Gebietes, 
in dem das Grundstück Fl. Nr. liegt, war fol­
gendermaßen verlaufen:

Seit 1932 wurden dort Behelfsheime unterschied­
licher Größe und Bauart errichtet, sie waren unter 
dem Namen Khdfe- bzw. MädH^siedlung bekannt. Diese 
Bauten waren nicht genehmigt, die Stadt betrieb ihre 
Beseitigung jedoch nicht. Im Wirtschaftsplan der 
Stadt von 1938 war dieses Geländeviereck als Teil 
eines vom IMPhang über den T i M M I  Platz bis nach 
GflBHl sich erstreckenden Grünzugs ausgewiesen. Im 
Baulinienplan von 1958 war das Viereck mit Straßenbe­
grenzragslinien eingefaßt; Baulinien wurden damals 
nicht festgesetzt.
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Der Eigentümer bestellte 1958 einer Wohnungs­
baugesellschaft auf dem Gesamtgrundstück einschließ­
lich des später verkauften Ostteils ein Erbbaurecht. 
Die Stadt erteilte hierzu am 5. Mai 1963 die Genehmi­
gung gemäß § 19 BBauG.

In der Folgezeit focht der Eigentümer den Erb­
baurechtsvertrag mit Erfolg an und ließ die auf dem 
Grundstück errichteten Bauten beseitigen. Im Bebau­
ungsplan Nr. 34 a sind auf der Fl. Nr. W 8 nur 
noch zwei Bauten eingezeichnet; beide liegen nahe 
der westlichen Grundstücksgrenze.

Im Mai 1971 forderte der Eigentümer die Stadt 
auf, das als öffentliche Grünfläche ausgewiesene 
Grundstück gegen Entschädigung zu Übernehmen. Diese 
lehnte die Übernähme ab und legte das Ersuchen der 
Enteignungsbehörde vor.

Mit Beschluß vom 28. Juni 1971 wies die Ent­
eignungsbehörde den Antrag auf Entziehung des Ei­
gentums zurück. Sie führte zur Begründung aus, dem 
Eigentümer könne zugemutet werden, die Grünfläche 
noch zu behalten und in der bisherigen oder in einer 
anderen zulässigen Art zu nutzen. Der Stadt sei an­
dererseits nicht zuzumuten, jede Fläche, die von der 
Bauleitplanung zur öffentlichen Grünfläche heräbgezont 
werde, innerhalb kurzer Zelt zu übernehmen.

Der Antrag des Eigentümers ist vom Landgericht . 
abgelehnt worden. Seine Berufung ist vom Oberlandes­
gericht mit .der Maßgabe zurückgewiesen worden, daß 
der Antrag auf Übernahme der Fläche zur Zeit unbe­
gründet sei. Hiergegen richten sich die Revisionen 
des Eigentümers und der Stadt. Beide Beteiligten 
bitten um Zurückweisung des gegnerischen Rechtsmit­
tels.
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Entscheidungsgründe

A. die Revision der Stadt

I.
Die Stadt ist durch das Berufungsurteil be­

schwert, weil das Oberlandesgericht entgegen ih­
rem Antrag das Begehren des Eigentümers nicht als 
schlechthin unbegründet, sondern nur als zur Zeit 
unbegründet abgewiesen hat. Würde diese Entschei­
dung in Rechtskraft erwachsen, so könnte der Ei­
gentümer zu einem späteren Zeitpunkt erneut auf 
Entziehung des Eigentums klagen, ohne daß die Stadt 
mit Erfolg geltend machen könnte, die Sache sei 
rechtskräftig entschieden. Diese materielle Be­
schwer, die hier auch die Revisionswertgrenze über­
steigt, macht die Revision der Stadt zulässig (vgl. 
Wieczorek, ZPO § 511 Anm. B II c 85 Stein/Jonas,
ZPO 19. Aufl. Einl. vor § 511 Anm. V 2 b).

II.

In sachlicher Hinsicht macht die Stadt gel­
tend, das Berufungsgericht habe verkannt, daß die 
herabgezonte Fläche schon seit 1938, spätestens 
aber seit der Baulinienfestsetzung vom Jahre 1958, 
die Eigenschaft einer Grünfläche gehabt habe; durch 
den Bebauungsplan Er. 34 a habe der Eigentümer da­
her nicht mehr benachteiligt werden können. Hiermit 
hat die Revision keinen Erfolg.



1. Der Wirtschaftsplan 1938 sah zwischen dem 
Platz und dem Bahnhof G^HBIHl einen durch­

gehenden Grünzug vor; außerdem war an drei Seiten 
die Umgebung des hier zu behandelnden Grundstücks 
als landwirtschaftliche Siedlungsfläche ausgewie­
sen* Der Wirtschaftsplan diente dem Zweck, in 
Wohnsiedlungsgebieten die geordnete Nutzung des 
Bodens u.a. im Hinblick auf die Erfordernisse der 
Bebauung und der Erholung in den Grundzügen zu re­
geln (§2 WohnsiedlG vom 22. September 1933 -RGBl 
I 659 - in der Passung des ÄndG vom 27. September 
1938 - RGBl I 1246). Das Wohnsiedlungsgesetz maß 
insoweit dem Wirtschaftsplan nur die Bedeutung zu, 
daß für gewisse Grundstücksgeschäfte die Genehmi­
gung versagt werden mußte, wenn anzunehmen war, daß 
Grundstücke oder Grundstücksteile bebaut werden 
sollten, sofern die Bebauung dem Wirtschaftsplan 
widersprochen hätte (§ 6 Nr. 1 WohnsiedlG); es ent­
hielt keine Rechtsgrundlage für ein verbindliches 
Bauverbot. Ebensowenig war der Wirtschaftsplan zur 
verbindlichen Pest Setzung der Nutzung eines Grund­
stücks als öffentliche Grünfläche geeignet. Inso­
weit hätte es einer Baupolizei Verordnung oder einer 
ihr gleichstehenden Orts Satzung bedurft (vgl. Se­
natsurteil in DM Art. 14 (Ce) GrundG Nr. 25).

2. Der Baulinienplan vom 17* März 1930, der 
bis zum 30. Juli 1937 mehrfach geändert wurde, 
hatte einen Teil des hier zu behandelnden Grund­
stücks mit Straßenbegrenzungslinien eingefaßt. Das 
Berufungsgericht hat dazu ausgeführt, diese Pest­
setzungen hätten keine Nutzung der fraglichen 
Grundstücke als Grünfläche festgelegt, dies sei 
- durch entsprechende Pärbung der gesamten Pläche -
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nur für ein Geländerechteck südwestlich dieses 
Grundstücks, entlang*der UuMMMfestraBe, der 
Fall gewesen. Das wird von der Revision ohne 
Erfolg beanstandet.

Gemäß Kr. 4 der Entschließung des Bayeri­
schen Staatsministers des Innern vom 3. August 
1910 Uber den Vollzug der Bauordnungen (MAB1.
S. 477, abgedruckt bei Englert/Mang, Bayerische 
Bauordnung 11. Aufl. in Anhang 28) sollen Stras- 
senbegrenzungslinien nur die mit Rücksicht auf 
den Verkehr nötige Straßenbreite bestimmen. Die 
Stadt geht selbst davon aus, daß diese*Praxis 
auch von ihr geübt wurde. Eine Ausweisung auch 
des hier zu behandelnden Grundstücks als G r ü n ­
f l ä c h e  läßt sich dem Baulinienplan nicht 
entnehmen. Die dort verwendeten Straßenbegren­
zungslinien sind zwar geeignet, eine Straße ge­
gen ein baulich nicht weiter auszunutzendes Ge­
lände, z.B. öffentliche Anlagen, abzugrenzen 
(vgl. Englert/Mang aaO Vorbem. I A vor § 1 
BayBauO). Die (positive) Festsetzung der Nutzung 
dieser Flächen als öffentliche Anlagen hätte in­
dessen einer besonderen planerischen Ausweisung be­
durft. Die Auffassung der Revision, die negative 
Aussagekraft von Straßenbegrenzungslinien bein­
halte zugleich die planungsrechtliche Ausweisung 
von Freiflächen, u.a. mit der Zweckbestimmung 
als Grünflächen, kann nicht gebilligt werden.

Auf die Frage, ob der Baulinienplan durch 
die Versagung der Festsetzung von B a u l i n i  e n  
für das hier in Rede stehende Gelände ein B a u - 
v e r b o t  bewirkt hat (vgl. dazu Senatsurteil 
in IM Art. 14 (Ce) GrundG Nr. 30), kommt es in
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diesem Zusammenhang nicht an (vgl. dazu unten 4). 
Deshalb braucht auch die von der Revision aufge­
worfene Frage, ob und in welchem Umfang der Bau­
linienplan gern. § 173 Abs. 3 BBauG übergeleitet 
sein kann, nicht behandelt zu werden.

Die Festsetzung eines Grünzuges im Wirt­
schaftsplan 1938 hatte hier auch nicht die Bedeu­
tung einer V o r w i r k u n g  der endgültigen 
Entziehung des Eigentums. Der Zeitpunkt des (ent­
eignenden) Eingriffs wird in einem förmlichen Ent­
eignung sverfahren regelmäßig durch den Enteignungs­
akt (Enteignungsbeschluß) bestimmt. An dessen 
Stelle kann jedoch bei einem über einen längeren 
Zeitraum sich hinziehenden Enteignungsverfahren 
diejenige Maßnahme treten, von der ab eine Weiter­
entwicklung des Objekts, insbesondere seiner Quali­
tät ( d.h. der wertbildenden Merkmale) verhindert, 
mithin das Grundstück von jeder konjunkturellen 
Weiterentwicklung endgültig ausgeschlossen wurde 
(vgl. Senatsurteil in WM 1969, 2745 Kröner, Die 
Eigentumsgarantie in der Rechtsprechung des Bun­
desgerichtshofs, 2. Aufl. S. 110 m.weit.Rachw.).
Der erkennende Senat hat mehrfach ausgesprochen, 
daß solche Maßnahmen auch in dem Erlaß v o r b e ­
r e i t e n d e r  Pläne bestehen können. Ein 
Zurückgehen auf solche vorbereitenden Maßnahmen 
ist aber keineswegs allgemein möglich, sondern nur 
in Betracht zu ziehen, wenn die vorbereitende Pia-

t
nung ursächlich für die spätere Enteignung war, 
eine hinreichende Bestimmtheit hätte und die spä­
tere verbindliche Planung, die dann zur Enteignung 
führte, mit Sicherheit erwarten ließ (Senatsurteile
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in NJW 1968, 892; WM 1969, 964; 1970, 73; 1971,
598; Kroner aaO; Hußla, BauR 1971, 82 ff). Ob 
diese Voraussetzungen im Einzelfall vorliegen, 
ist weitgehend eine Frage tatrichterlicher Wür­
digung (Senatsurteil III ZR 188/66 vom 28. April 
1969, S. 8 und in LM Hess.AufbauG Nr. 14 sowie 
in BauS 1972, 162 und 164).

Bas Berufungsgericht hat dazu festgestellt:
Bie ursprüngliche Planung eines durchgehenden 
Grünzuges zwischen Ti£Mfc Platz und G S M H V  
Bahnhof sei nicht durchgeführt worden; Teile die­
ser Flächen nördlich und östlich des.'hier zu be­
handelnden Geländevierecks, die sich zum Teil im 
Eigentum der Stadt bzw* einiger mit ihr zusammen- 
arbeitender Wohnungsgesellschaften befunden hätten, 
seien bebaut worden.

Bie Richtigkeit dieser tatrichterlichen Fest­
stellungen wird von der Revision nicht angezwei- 
felt. Bei diesem Sachverhalt läßt sich nicht fest­
stellen, daß die vorbereitende Planung eines 
d u r c h g e h e n d e n  Grünzuges stadtteil- 
gliedemder Art, die von der Stadt durch Zulassung 
der Bebauung Stück um Stück auf gegeben wurde, dazu 
geführt hat, das hier in Rede stehende Grundstück 
von einer konjunkturellen Weiterentwicklung end­
gültig auszuschließen. Eine objektive Grundlage 
für die Erwartung, das Grundstück werde in abseh­
barer Zeit bebaubar sein, boten unter anderem die 
inzwischen durchgeführte verkehrsmäßige Erschlies­
sung und der Bau einer Volksschule mit Kinderkrippe 
südlich der WeiHBHistraße. Auf dem Geländeviereck 
selbst ist seit dem Jahre 1930 die sog. Kn®L-Sied- 
lung entstanden, gegen welche die Stadt trotz feh-
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lender Baugenehmigung nicht eingeschritten ist.
Sie hat die Siedlung an das städtische Ver- und 
Entsorgungsnetz angeschlossen. Insoweit sind Teile 
des G-eländeVierecks im Laufe der Zeit selbst zum 
Bestandteil des Bebauungszusammenhangs im Sinne 
von § 34 BBauG geworden (vgl. BVerwGE 31» 22, 26), 
was nur dazu beitragen konnte, eine entsprechende 
bauliche Nutzung auch für die restlichen Freiflä- 
chen in Rechnung zu stellen.

4. Las Berufungsgericht hat nicht entschieden, 
ob das fragliche Grundstück als Außenbereich im 
Sinne von § 35 BBauG anzusehen ist. Seine PestStel­
lung, das Grundstück sei nicht zur Durchführung 
eines nach § 34 BBauG genehmigten Bauvorhabens be­
stimmt gewesen, soll ersichtlich nicht die Bedeu­
tung haben, das Vorliegen eines BebauungsZusammen­
hangs im Sinne von § 34 BBauG zu verneinen.

Die Stadt macht geltend, die in Präge stehende 
Fläche sei als Außenbereich (§35 BBauG) zu behan­
deln gewesen. Die für dieses Gebiet geltenden Be­
schränkungen für bauliche Vorhaben hätten eine Ent­
wicklung der Grundstücke zu "Bauerwartungsland11 
stark erschwert. Auch aus diesem Grund hätten durch 
den Bebauungsplan Nr. 34 a nachteilige Änderungen 
In der Qualität des Grundstücks nicht eintreten kön­
nen.

DieserAngriff der Revision bleibt ebenfalls 
ohne Erfolg. Für die Entscheidung darüber, ob die 
Stadt verpflichtet ist, die herabgezonte Pläche zu 
erwerben, kann hier offen bleiben, ob diese Grund­
stücke zum unbeplanten Innenbereich (§34 BBauG) 
oder zum Außenbereich (§ 35 BBauG) gehörten.
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Im Ergebnis ist die Feststellung des Beru­
fungsgerichts, das von dem Bebauungsplan Nr, 34 a 
erfaßte Grundstück sei in diesem Zeitpunkt "Bauer- 
wartungsland" gewesen, d.h. Gelände, das über die 
Qualität bloßer landwirtschaftlicher Nutzung mehr 
oder weniger hinausgewaehsen war, nicht zu bean­
standen.

5. Die enteignungsrechtliche Frage nach der 
"Qualität" eines Grundstücks beantwortet sich nicht 
allein nach formalen Gesichtspunkten (Ortsplanung, 
Festsetzung von Fluchtlinien usw.) und auch nicht 
danach, ob eine bestimmte Nutzungsart, z.B. bau­
liche Nutzung, tatsächlich schon verwirklicht war. 
Entscheidend ist die "von der Natur der Sache" her 
gegebene Möglichkeit der Benutzung und der wirt­
schaftlichen Ausnutzung, wie sie sich aus den Gege­
benheiten der Örtlichen Lage des Grundstücks bei 
vernünftiger wirtschaftlicher Betrachtungsweise ob­
jektiv anbietet (Senatsurteile in BGHZ 39, 198,
209 f und in LM Art. 14 (Ce) GrundG Nr. 24, 25 und 
30). Für die Frage, ob die betroffene Fläche als 
Bauerwartungsland zu werten ist, darf hiernach nicht 
allein auf das Bestehen von Baulinien nach M ü f l ^ m  
und sonstigem Baurecht abgestellt werden; ausschlag­
gebend für die enteignungsrechtliche "Qualität" sind 
vielmehr auch bei der Ablehnung, Baulinieh nach 
M t M H I M  Baurecht festzusetzen (was bei dem Bauli­
nienplan 1958 der Fall war), Lage und Beschaffenheit 
der Grundstücke sowie ihre gesamten Umweltverhält­
nisse (BGHZ 39, 198, 209 f; LM Art. 14 (Ce) GrundG 
Nr. 25 und 30). Bas gilt auch, wenn das hier in 
Rede stehende Grundstück im Außenbereich liegen 
sollte. Auch dann ist zu prüfen, ob und in welchem
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Umfang die Vorgefundenen natürlichen Gegebenheiten 
- beispielsweise die günstige Lage in der Nähe von 
Anlagen der Erschließung und der Infrastruktur - 
die dem Grundstück im gesunden Grundstücksverkehr 
zuteil werdende Einschätzung bereits in dem für 
die Bestimmung ihrer Qualität maßgebenden Zeitpunkt 
beeinflussen (BGEZ 39, 198, 203/204; BGH WM 1968, 
581; Senatsurteil vom 22* Februar 1971 - III ZR
131/70 S, 6 f = BRS Band 26 Nr. 59? vgl. auch 
BVerwGE 8, 343, 345).

a) Nach dem Vortrag der Beteiligten und den 
Feststellungen des Berufungsgerichts fehlt es hier 
an Umständen, die es ausnahmsweise rechtfertigen 
könnten, das Grundstück nach seiner Situationsge­
bundenheit als naturgegebene Grünfläche (unter 
Bauverbot) anzusehen. Die natürliche Lage eines 
Grundstücks in der Landschaft oder seine natürli­
che Beschaffenheit können es unter dem Blickwinkel 
des Art. 14 Abs. 2 S. 2 GG rechtfertigen, dem Ei­
gentümer eine dieser besonderen Situation11 seines 
Eigentums vernünftigerweise widersprechende Verwen­
dung zu untersagen (Senatsurteil in DÖV 1957, 669 = 
IM Art. 14 GrundG - Anhang - Nr. 60 - Buchendom -). 
Ein bisher landwirtschaftlich genutztes, zu einem 
Hofgut gehörendes Grundstück kann in einem dicht be­
siedelten und hochindustrialisierten Gebiet in einem 
höheren Maße sozial gebunden sein, so daß seine Auf­
nahme in ein Grünflächenverzeichnis, die mit einem 
Bauverbot verbunden ist, nicht Enteignung, sondern 
nur Ausdruck dieser Sozialbindung ist (BGEZ 23, 30 
- Grünflächenfall -). Diese "Situation1* weist das 
hier in Rede stehende Grundstück nicht auf. Es liegt 
inmitten einer geschlossenen großstädtischen Bebau­
ung; seine natürliche Beschaffenheit, namentlich

L
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seine mögliche Eignung als Baugrund, unterscheidet 
sich in den insoweit wesentlichen Merkmalen nicht 
von der Eigenart des umliegenden, inzwischen bebau­
ten Geländes, Ob diese Fläche die natürliche Quali­
tät " Grünfläche" hätte erlangen (behalten) können, 
wenn die Stadt ihren ursprünglichen Plan, einen 
"stadtteilgliedemden Grüngürtel” bestehen zu las­
sen, konsequent fortgeführt hätte, mag dahinstehen. 
Eine derartige besondere Bindung in der Verwendung 
des Eigentums kann dieser Fläche nicht mehr anhaf­
ten, nachdem die Idee des durchgehenden Grünzuges 
aufgegeben wurde und sich dadurch auch die "Situ­
ation” der genannten Fläche als möglicher Teil die­
ses Grünzuges nachhaltig geändert hat.

b) Der Revision ist zuzugeben, daß die Erwä­
gung des Berufungsgerichts, die Grundstücke seien 
als Bauerwartungsland einzustufen, w e i l  bis 
zum Inkrafttreten des Bebauungsplans Nr, 34 a das 
endgültige Schicksal der erfaßten Grundstücke of­
fen geblieben sei, die vorgenommene Qualitätsbe­
stimmung nicht trägt. Die Revision mißdeutet in­
dessen den inneren Zusammenhang der Entscheidungs­
gründe, wenn sie dem Berufungsgericht unterstellt» 
es habe die Qualität "Bauerwartungsland” nur als 
das Ergebnis einer fehlenden entgegenstehenden 
(verbindlichen) Planung ermittelt. Per Hinweis auf 
die Entscheidung BGHZ 39, 198/205 (S. 23 des Be­
rufungsurteils) und die auf den Seiten 22 und 23 
des Berufungsurteils verwerteten, die "Situation" 
der Grundstücke kennzeichnenden Umstände lassen 
hinreichend deutlich erkennen, daß das Berufungs­
gericht eine der Grundstückssituation entsprechen­
de p o s i t i v e  Feststellung der Qualität des
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Enteignungsobjekta treffen wollte und auch getrof­
fen hat. Von maßgebender Bedeutung let in diesem 
Zusammenhang die Erwägung, die "Situation" des 
Grundstücks habe es nicht als unmöglich erschei­
nen lassen, die Grundstücke anders als im Bebau­
ungsplan schließlich festgelegt zu nutzen* Wie 
sich aus dem Zusammenhang der Urteilsgründe er­
gibt, soll damit zum Ausdruck gebracht werden, daß 
die Einschätzung des Grundstücks im gesunden Gründ­
et ücks verkehr nicht durch eine etwa von der Situ­
ation geprägte Unmöglichkeit, Baulandqualität zu 
erlangen, bestimmt wurde, daß vielmehr der gesunde 
Grundstücksmarkt p o s i t i v  eine spätere Be­
baubarkeit des Grundstücks bei der Preisbildung be­
rücksichtigte* Unterstützend könnte noch auf die 
günstige Lage des Grundstücks im Stadtgebiet, vor 
allem seine verkehrsmäßige Erschließung, und die 
Nähe zu schulischen Einrichtungen hingewiesen wer­
den, alles Merkmale, die eine Verwendung für Wohn­
zwecke nahelegen und die Annahme bekräftigen könn­
ten, eine Bebauung werde in absehbarer Zeit mit 
mehr oder weniger großer Wahrscheinlichkeit zuge­
lassen werden (vgl. BGHZ 39, 198, 209, 210; BGH 
UM Art* 14 (Ce) GrundG Nr* 30). Dazu bestand umso 
mehr Anlaß, als dem Eigentümer im Mai 1963 für die 
Bestellung eines Erbbaurechts die Genehmigung 
nach § 19 BBauG erteilt worden war. Hinzu kommt, 
daß die herabgezonte Pläche nach der Beschreibung 
des Bebauungsplans z.T* noch bebaut ist.

Die insoweit von der Revision erhobenen Ver­
fahrensrügen greifen nicht durch: Der Wirtschafte­
plan von 1938 war für diese Peststellung ohne Be­
deutung, nachdem die Stadt seine Pest Setzungen zum 
größten Teil geändert hat. Eine Augenscheinsein­
nahme darüber, ob die Grundstücke rechtlich zum .
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Innen- oder Außenbereich zu rechnen seien, war 
entbehrlich, da sie. keine Feststellungen Uber die 
Erwartungen des gesunden Grundstücksverkehrs 
hätte ermöglichen können.

6. Die Revision verweist weiter darauf, daß 
die Ausweisung des Grundstücks als öffentliche 
Grünfläche der Gesundheit der Bevölkerung dienen 
solle, daneben auch den Belangen des Natur- und 
Landschaftsschutzes und der Gestaltung des Orts­
und Landschaftsbildes (vgl. § 1 Abs. 4 S. 1, Abs.
5 S, 1 BBauG). Außerdem sollten landwirtschaftlich 
genutzte Flächen nur in dem notwendigen Umfang für 
andere Nutzungsarten vorgesehen und in Anspruch 
genommen werden (vgl, § T Abs. 5 S, 2 BBauG). Alle 
diese bei der Bauleit p l a n u n g  zu berücksich­
tigenden Anliegen besagen indessen nichts darüber, 
welche Vorstellungen über die in absehbarer Zeit 
mögliche Nutzung eines bestimmten Grundstücks der 
Grundstücksmarkt entwickelt hat. Planungsziele die­
ser Art werden sich im Verkehrswert erst nieder- 
schlagen, wenn der Öffentlichkeit erkennbar wird, 
daß die Bauleitplanung bestimmte Grundstücke den 
genannten Zwecken dienstbar machen und damit der 
privaten Nutzung entziehen will.

Die Festsetzung der Nutzung als öffentliche 
Grünfläche im Bebauungsplan ist, wenn dem Art. 14 
Abs. 3 S. 1 GG und den Anforderungen des Bundesbau­
gesetzes an die Gestaltung der BauÜtplanung ent­
sprochen wird, eine zum Wohle der Allgemeinheit zu­
lässige, mithin r e c h t m ä ß i g e  Maßnahme. 
Keinesfalls kann daraus weiter geschlossen werden, 
der Eigentümer einer bisher nicht bebauten Fläche
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mUsae eine solche Festsetzung ala Ausdruck einer 
(entSchädigungslosen) Eigentumsbindung hinnehmen, 
ihm werde nichts "genommen”, weil ein geordnetes 
Wohnen eben auch die Auflockerung der Wohngebiete 
durch Grün- und andere Freiflächen erfordere. An­
dernfalls würde der für diesen Zweck "zufällig" 
ausgewählten, nicht durch ihre besondere Situation 
darauf vorbereiteten Fläche eine "dienende" Auf­
gabe zum Nutzen ihrer Umgebung zugewiesen, die sich 
im Ergebnis als ein die Enteignung kennzeichnendes 
"Sonderopfer" darstellt, das dem jeweiligen Eigen­
tümer unter Abweichung von dem Maßstab, nach dem 
die Nutzung vergleichbarer Grundstücke bestimmt 
worden ist, auferlegt wird.

7. Eie Revision vermag sich auch nicht auf 
das Senatsurteil vom 28. Januar 1974 - III ZR
11/72 - (BGHZ 62, 96 = NJW 1974, 637) zu stützen.

Eer Senat hat in dieser Entscheidung ausge­
sprochen, daß ein im Außenbereich (§ 35 BBauG) ge­
legenes, landwirtschaftlich genutztes Grundstück, 
dem der gesunde Grundstücksmarkt einen über den 
Wert reinen Ackerlandes hinausgehenden Verkehrs- 
wert beimißt, im Rahmen des Art. 14 GG nicht dage­
gen geschützt ist, daß Maßnahmen der öffentlichen 
Hand, die allein eine Abnahme der Bauerwartung zur 
Folge haben, zu Minderungen des Verkehrswertes füh­
ren. Hier geht es jedoch im Gegensatz zu den Grund­
stücken, mit denen sich die genannte Entscheidung 
befaßt, um solche Grundflächen, die dem enteignen­
den Zugriff unmittelbar ausgesetzt sind. Barunter 
fsillen auch Flächen, die - wie hier- nach der ver­
bindlichen Bauleitplanung der privaten Nutzung ent­
zogen werden sollen.
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III.

Die Revision der Stadt vermag hiernach die 
Feststellung des Berufungsgerichts, die herabge- 
zonte Fläche habe zum maßgebenden Zeitpunkt die 
Qualität von "Bauerwartungsland" in dem oben be­
schriebenen Sinne gehabt, nicht zu erschüttern. 
Bei dieser Rechtslage besteht, wie nachfolgend 
unter B dargelegt wird, gern. § 40 Abs. 2 Nr. 1 
BBauG ein f ä l l i g e r  A n s p r u c h  der 
Eigentümerin auf Ü b  e r n a h m e  der Flächen 
durch die Stadt (zur Frage der Vorteilsaueglei­
chung vgl. unten B II 4)»

B. Die Revision des Eigentümers

I.

Das Berufungsgericht ist der Auffassung:
Die Ausweisung des Grundstücks im Bebauungsplan 
Nr. 34 a als öffentliche Grünfläche habe dem Ei­
gentümer einen Vermögensnachteil im Sinne von 
§ 40 Abs. 1 BBauG auf erlegt. Die Bar zelle sei 
nicht mehr verkäuflich, der Eigentümer könne sie 
auch nicht in einer anderen Weise nutzen, da sie 
bestimmungsgemäß für die Öffentlichkeit frei zu 
halten sei. Von der Stadt könne jedoch nicht ver­
langt werden, daß sie jede in einem Bebauungs­
plan ausgewiesene Gemeinbedarfsfläche unmittel­
bar nach Eintritt der Rechtswirksamkeit des Pla­
nes übernehme. Ein solches Verlangen würde 
zwangsläufig dazu führen, notwendige Gemeinbe-
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darfsflächen nicht mehr auszuweisen oder sie auf 
einen das Wohl der Anwohner nicht mehr gewährlei­
stenden Umfang zu beschränken. Obwohl hier die 
Wirkung der Herabzonung für den Eigentümer wspÜr- 
barn geworden sei, müsse es ihm angesichts des 
geschilderten öffentlichen Interesses an einem 
späteren Erwerb des Eigentums zugemutet werden, 
die Grundstücke noch eine gewisse Zeit zu behal­
ten, Er habe das Grundstück in Kenntnis dessen 
erworben, daß es im Zeitpunkt des Erwerbs nicht 
bebaubar gewesen sei und bei der endgültigen bau­
planungsrechtlichen Festsetzung möglicherweise 
als öffentliche Grünfläche ausgewiesen werde. Da­
mit habe er bewußt ein Risiko auf sich genommen; 
er habe nicht darauf vertrauen dürfen, die öffent­
liche Hand werde ihn bei einer herabzonenden Fest­
setzung umgehend von den belastenden Auswirkungen 
dieser Maßnahme befreien. Wer so die Spürbarkeit 
einer herabzonenden Maßnahme der Bauleitplanung 
bewußt in Kauf nehme, könne in entsprechender An­
wendung des § 254 BGB den Übemahmeanspruch nicht 
sofort geltend machen. In diesem Zusammenhang 
könne auch nicht unerwähnt bleiben, daß dem Eigen­
tümer wegen der AufStufung der (richtig:) östlich 
der straße gelegenen Grundstücke zu Bau­
land recht beachtliche Vorteile erwachsen seien.

In einem solchen Fall werde die zu beachtende 
Oßfergrenze erst dann überschritten, wenn eine 
Zeitspanne von vier Jahren abgelaufen sei. An­
haltspunkte für die Angemessenheit einer solchen 
Frist ergäben sich aus Art. 15 Abs. 2 BayStrWG, 
wonach die Übernahme einer dem öffentlichen Ver­
kehr gewidmeten Straßenfläche spätestens nach 
fünf Jahren zu erfolgen habe, und aus der Entschä-
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digungsregelung des Bundesbaugesetzes für Verände­
rungssperren (§ 18 BBauG). Biese Frist sei keine 
starre, sondern eine dem Durchschnittsfall ange­
messene; sie greife dann ein, wenn eine Verkürzung 
oder, Verlängerung nicht durch besondere Umstände 
geboten sei. Hiernach sei der Antrag des Eigentü­
mers zur Zeit noch nicht begründet.

II.

Bie hiergegen gerichtete Revision des Eigen­
tümers hat Erfolg.

Sind im Bebauungsplan Grundstücke für den Ge­
meinbedarf oder Grünflächen festgesetzt, so ist 
der Eigentümer zu entschädigen, soweit ihm Vermö­
gensnachteile entstehen (§40 Abs« 1 S. 1 Nr. 1 
und 6 BBauG). Ber Eigentümer kann die Übernahme 
der Flächen verlangen, wenn und soweit es ihm mit 
Rücksicht auf die Festsetzung oder Durchführung 
des Bebauungsplans wirtschaftlich nicht mehr zu­
zumuten ist, das Grundstück zu behalten oder es 
in der bisherigen oder einer anderen zulässigen 
Art zu nutzen (Abs. 2 Nr. 1).

1. Ber in § 40 Abs. 2 BBauG dem betroffenen 
Eigentümer gewährte Übernahmeanspruch ist eine be­
sondere Art des Entschädigungsanspruchs. Hierzu 
hat der erkennende Senat in seinem Urteil vom 
29. April 1968 - III ZR 80/67 = BGHZ 50, 93
ausgeführt: Der Eigentümer könne die Übernahme 
verlangen, sobald ihm die bezeichneten Nachteile



-  20 -

entstünden. Wollte man die Vorschrift dahin ausle­
gen, daß der Eigentümer die Übernahme nur dann be­
gehren könne, wenn er andernfalls schwere wirt­
schaftliche Nachteile erlitte, so möchten gegen 
ihre Verfassungsmäßigkeit ernstliche Zweifel be­
stehen. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs stelle die entschädigungspflichtige Enteignung 
einen Eingriff dar, der dem Betroffenen ein Sonder­
opfer auferlege; ein besonders großes Opfer werde 
nicht gefordert. Auf der anderen Seite bestehe aber 
auch bei der Enteignung eine gewisse Opfergrenze, 
die überschritten werden müsse, bevor eine wirt­
schaftlich vernünftige Betrachtungsweise die Beein­
trächtigung als ein Sonderopfer ansehe. Für das Ent­
stehen eines Entschädigungsanspruchs wegen Enteig­
nung sei es hiernach erforderlich, jedoch auch aus­
reichend, daß eine fühlbare - nicht notwendig eine 
besonders schwere - Beeinträchtigung eines Vermö­
genswertes vorliege. Bei verfassungskonformer Aus­
legung sei daher § 40 Abs. 2 BBauG dahin zu ver­
stehen, daß der Eigentümer die Übernahme der von 
einer Festsetzung der in Abs. 1 aufgezählten Art 
betroffenen Fläche fordern könne, soweit und sobald 
ihm aus der Festsetzung oder der Durchführung des 
Bebauungsplans für den Fall, daß er die Fläche be­
hielte, fühlbare, die aufgezeigte Opfergrenze über­
steigende Vermögensnachteile erwüchsen* Hierzu könne 
eine nicht nur unerhebliche Minderung des Verkehrs- 
Wertes der Fläche führen (aaO S. 98, 99). Allerdings 
seien Fälle denkbar, in denen die Herabzonung zwar 
den Verkehrswert mindere, diese Folge jedoch für den 
Eigentümer nicht spürbar werde, weil er das Grund­
stück weder baulich nutzen oder veräußern wolle, noch 
es beliehen habe oder zu beleihen gedenke (aaO S.97).
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In seinen Urteilen vom 27. November 1969 - III ZR
25/69 = BauR 1970,,41 = BRS Band 26 Nr. 2 und vom 
27. September 1973 - III ZR 131/71 = WM 1973, 1299, 
1301 (insoweit in BGHZ 61, 240 nicht abgedruckt) 
hat der erkennende Senat diese Auslegung bestätigt.

Wie sich aus den Ausführungen zur Revision der 
Stadt ergibt (oben A II 4), hatte die herabgezonte 
Fläche im Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Bebau­
ungsplans die Qualität von "Bauerwartungsland".
Geht man hiervon aus, so läßt sich die Auffassung 
des Berufungsgerichts, der Stadt sei eine Überaahme- 
frist von vier Jahren zuzubilligen, nicht rechtfer­
tigen (ebenso Schrödter, DVB1 1974, 438).

2. Die vom Berufungsgericht getroffene Fest­
stellung, mit der Ausweisung im Bebauungsplan als 
öffentliche Grünfläche sei das Grundstück unverkäuf­
lich und unbeleihbar geworden und dem Eigentümer 
jede private Nutzungsmöglichkeit abgeschnitten wor­
den, ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden 
(vgl* dazu Geizer, Bauplanungsrecht 2. Aufl. Tz.
145 f). Damit steht fest, daß der Eigentümer durch 
die Bauleitplanung nicht unerhebliche Vermögensnach­
teile erlitten hat. Diese können einen Anspruch auf 
Übernahme der Fläche auch rechtfertigen, wenn sie 
"Bauerwartungsland" betreffen (vgl. BGH BRS Band 26 
Nr. 2 S. 4). Bei § 40 Abs. 2 Nr. 1 BBauG handelt es 
sich nicht nur tun Flanungsschäden an Baugrundstücken. 
Es kommt insoweit allgemein auf die Nutzungsmöglich­
keiten des betroffenen Grundeigentums an; daher 
tritt die Frage, ob die betroffenen Grundstücke 
BaulandqÄität hatten, hier - im Gegensatz zu § 44 
BBauG - stark zurück (Bielenberg, EPlaR II 5 - 
BGH 4.68).
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3. Die Frage, ob eine solche Vermögensbeein- 
trächtigung (hier: Minderung des Verkehrswertes 
als "Bauerwartungsland1*) es dem Eigentümer aus 
wirtschaftlicher Sicht u n z u m u t b  a r  macht, 
das Grundstück zu behalten (§40 Abs. 2 Nr. 1 
BBauG), läßt sich nur nach dem konkreten Sachver­
halt entscheiden (Emst/Zinkahn/Bielenberg, BBauG 
§ 40 Rdn. 32 ff; Schrödter aaO). Dabei ist auch auf 
die wirtschaftliche Lage des einzelnen ("konkreten") 
Eigentümers Bedacht zu nehmen. Es ist anerkannt, daß 
die "Opfergrenze" im Einzelfall verschieden sein 
kann, je nach der Art des Eingriffs und der Verhält­
nisse des einzelnen betroffenen Eigentümers- (vgl. 
BGHZ 57, 359, 367 - Frankfurter Ü-Bahn -).

Den Maßstab für das dem Eigentümer Zumutbare 
gibt die durch die Herabzonungsmaßnahme eintretende 
Veränderung seiner wirtschaftlichen Verhältnisse, 
gemessen an seiner gesamten wirtschaftlichen Lage 
und seinen wirtschaftlichen Interessen. Die Voraus­
setzungen des Abs. 2 Nr. 1 werden hiernach in der 
Hegel vorliegen, wenn und soweit die Festsetzung im 
Bebauungsplan nach der Art des Grundstücks oder dem 
Beruf des Eigentümers bei einem Festhalten am 
Grundstück für diesen zu spürbaren, nicht nur un­
wesentlichen oder unbedeutenden finanziellen Ver­
lusten führen kann (vgl. Brügelmann/Pohl, BBauG 
§ 40 Arm. 2 b; ähnlich Knaup/lngenstau, BBauG 4. 
Aufl, § 40 Rdn. 4; Bielenberg, EPlaR II 5 - BGH 
4.68; ebenso schon Dittus/Zihkahn, BaulBG § 4 Anm. 
III 5} einen "subjektiven" Maß stab legt auch BGHZ 
50, 93 an,, vgl. dort S. 97 oben). Einen solchen
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finanziellen Verlust hat der Eigentümer hier er­
litten. Er hat das-Grundstück ersichtlich für bau­
liche Zwecke erworben. Im Vertrauen auf eine bau­
liche Nutzung, die auch an die einmal erteilte 
Bodenverkehrsgenehmigung (§ 19 BBauG) anknüpfen 
konnte, hat er die von dem Erbbauberechtigten er­
richteten Bauten entfernt und sich damit einer zu­
lässigen Nutzung baulicher Art begeben. Die Herab- 
zonung der Fläche praktisch auf "null” nimmt ihm 
jede wirtschaftlich sinnvolle Verwendungsmöglich­
keit. Wie das Berufungsgericht nicht verkennt, sind 
solche Folgen grundsätzlich geeignet, ein Übernah­
meverlangen des Eigentümers nach § 40 Abs. 2 BBauG 
zu rechtfertigen.

4. Das Vorliegen eines M Vermögensnachteil s" 
im Sinne von § 40 Abs. IS. 1 BBauG kann nicht, 
wie die Stadt meint, im Hinblick darauf verneint 
werden, daß der Eigentümer durch den Bebauungs­
plan Nr. 34 b einen erheblichen Planungsgewinn 
gemacht hat. Ebensowenig kann hier der Gedanke 
der Vorteilsausgleichung dazu führen, einen an 
sich fälligen Übernahmeanspruch (§40 Abs. 2 Nr. 1 
BBauG) erst in einem späteren Zeitpunkt einzuräu­
men.

Es ist fraglich, ob Vermögensvorteile, die 
dem Entschädigungsberechtigten infolge der Ent­
eignung entstehen, bereits im Rahmen des § 40 
Abs*. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Nr. 1 BBauG berücksichtigt 
werden können. Gern. § 93 Abs. 3 S. 1 BBauG sollen 
sich diese nur bei der Festsetzung der Entschädi­
gung auswirken. Legt man dies zugrunde, so stellt



sich die Frage der Vorteilsauegleichung erst, 
wenn Uber die Höhe der Enteignungsentschädigung 
zu entscheiden ist.

Erwägt man gleichwohl bereits im Rahmen des 
§ 40 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Hr. 1 BBauG- eine 
Berücksichtigung etwaiger Vorteile, die dem Be­
troffenen infolge der Enteignung zufließen, so 
ist zu bedenken: Die Berücksichtigung von pla­
nungsbedingten Wert st ei gerungen eines in räum­
licher Verbindung mit dem Enteignungsob jekt ste­
henden Grundstöcke bei der Bemessung der Entschä­
digung fUr einen Eingriff in die EigentumsSub­
stanz durch Herabzonung stellt sich bei wirt­
schaftlicher Betrachtung als (teilweise) "Ab­
schöpfung” dieses Wertzuwachses dar. Dient die 
Enteignung einem Unternehmen, dessen Vorteile zu­
mindest einer begrenzten Öffentlichkeit zufallen, 
was bei öffentlichen Grünflächen der vorliegenden 
Größe zu bejahen ist, so muß der auf die Verfas­
sung zurückzuführende und vom Bundesbaugesetz ver­
wirklichte Grundsatz möglichst gleichmäßiger Be­
lastung aller durch Erschließungsmaßnahmen begün­
stigten Eigentümer auch bei einer etwaigen Vor­
teil sausgleichung beachtet werden. Die Vorenthal­
tung der Entschädigung für eine durch eine Herab- 
zonungsmaßnahme bewirkte Enteignung infolge An­
rechnung von planungsbedingten Wertsteigerungen 
legt dem betroffenen Eigentümer in dem Maße ein 
"Sonderopfer" auf, als diese Vorteile auch ande­
ren zufließen, bei denen eine Abschöpfung der Wert­
gewinne nicht erfolgt (vgl. Senatsurteil vom 
13. Mai 1974 - III ZB 7/72 = BGHZ 62, 305 = VJW 
1974, 1465)- Es könnten hi eimach nur solche Vor­
teile berücksichtigt werden, die sich aus dem Un­
ternehmen, dem die Herabzonung dient, für das zu
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Bauland gewordene (Rest=) Grundstück unmittelbar, 
im Sinne einer besonderen Zuordnung, ergeben. Das 
jedoch ist bei einer dem Gemeingebrauch gewidmeten 
Öffentlichen Grünfläche, die hier dem Erhdungsbe- 
dürfnis der Bevölkerung eines ganzen Stadtteils 
dienen soll, grundsätzlich nicht der Fall. Es ist 
denkbar, daß ein zum Bewohnen bestimmtes Grund­
stück durch die Nähe einer solchen Freifläche an 
allgemeiner Wertschätzung gewinnt. Dieser Vorteil 
könnte indessen nach den oben dargelegten Grund­
sätzen nur in engen Grenzen bei der Bemessung der 
Ent ei gnungs ent Schädigung für das als öffentliche 
Grünfläche ausgewiesene Grundstück berücksichtigt 
werden. Bei dem hier vorliegenden Sachverhalt läßt 
sich jedenfalls ausschließen, daß etwa anzurechnen­
de Vorteile den durch die Herabzonung herbeigeführ­
ten Vermögensnachteil des Eigentümers ganz oder 
wesentlich ausgleichen würden. Überschreiten hier­
nach die Folgen der herabzonenden Festsetzung die 
enteignungsrechtliche "Opfergrenze", so kann dem 
Eigentümer auch mit dieser Begründung nicht zuge­
mutet werden, die betroffene Fläche weiter zu be­
halten (§ 40 Abs. 2 S. 1 BBauG).

5. Nicht zu billigen ist die Auffassung des 
Berufungsgerichts, trotz solcher spürbar geworde­
nen Nachteile sei es dem Eigentümer wirtschaftlich 
zuzumuten, die Grundstücke über den Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des Bebauungsplans hinaus noch vier 
Jahre lang zu behalten.

a) § 40 Abs. 2 Nr. 1 BBauG sieht davon ab, das 
Erreichen der Opfergrenze g e n e r e l l a n  den 
Ablauf einer bestimmten Frist oder andere formale
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Voraussetzungen zu knüpfen. In der parlamentari­
schen Beratung des Bundesbaugesetzes ist die ur­
sprünglich in § 32 Abs, 2 S. 1 des Regierungsent­
wurfs vorgesehene Regelung, den Anspruch des Ei­
gentümers spätestens fünf Jahre nach dem Wirksam­
werden des Bebauungsplanes entstehen zu lassen 
(BT-Dr III/336), gestrichen worden. Maßgebend 
hierfür war die Erwägung, daß die Grenzziehung 
zwischen Sozialbindung und Enteignung ausschließ­
lich nach materiellen Gesichtspunkten, namentlich 
dem der Schwere des Eingriffs, zu erfolgen habe 
(Stellungnahme des Bundesrats vom 14. März 1958,
BR-Dr 47/58 S, 19; Bericht des 24. Ausschusses des 
BT, zu BT-Dr III/1794 S. 12). Die dem Berufungsur­
teil zugrundeliegende Auffassung, im Ealle des § 40 
Abs. 2 Nr. 1 BBauG betrage die d u r c h s c h n i t t  
l i e h e  Übernahmefrist vier Jahre seit der 
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplans (vgl. S. 31,
32 der Entscheidung), findet in der gesetzlichen 
Vorschrift, die auf die 11 Zumutbark eit" und damit 
auf den Einzelfall abstellt, keine Stütze. Sie 
läßt sich auch nicht mit den für das Erreichen der 
"Opfergrenze" in der Rechtsprechung des Senats 
entwickelten Grundsätzen in Einklang bringen.

b)Die Z e i t d a u e r  allein begründet 
weder den Entschädigungsanspruch (Emst/Zinkahn/ 
Bielenberg aaO § 40 Rdn. 28), noch läßt sich gene­
rell eine Zeitgrenze festlegen, die ohne Ansehung 
des Einzelfalls das Vorliegen eines enteignenden 
Tatbestandes kennzeichnet.

Der vom Berufungsgericht angestellte Vergleich 
mit Art. 13 Abs. 2 BayStrWG geht fehl. Dort und in 
anderen Straßengesetzen der Länder wird die Fünf-
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Jahresfrist als eine H ö c h s t  frist verwendet, 
bis zu deren Ablauf.die Übernahme der Fläche 
s p ä t e s t e n s  zu erfolgen hat. Bereits 
deshalb können aus diesen Einzelregelungen Grund­
sätze für die Bauer einer durchschnittlichen 
M i n d e s t  frist nicht gewonnen werden.

Der Bereich der - entschädigungslos hinzu­
nehmenden - Sozialbindung des Eigentums wird 
überschritten, s o b a l d  im Einzelfall die 
beschriebenen Folgen der Herabzonung s p ü r ­
b a r  werden (BGHZ 50, 93» 98). Hierbei kann 
die Bauer der auferlegten wirtschaftlichen Be­
schränkungen zusammen mit anderen Umständen dazu 
führen, daß es dem Eigentümer von einem bestimm­
ten Zeitpunkt ab nicht mehr zuzumuten ist, die 
Fläche weiter zu behalten (Meyer/Stich/Tittel, 
Bundesbaurecht, § 40 BBauG Rdn. 7; Schiitz/Frohberg, 
BBauG 3. Aufl. § 40 Anm. 4). Von diesem Zeitpunkt 
ab entsteht dann aber auch der Übemahmeanspruch, 
ohne daß es noch darauf anzukommen hat, ob die Ge­
meinde in der Lage ist, die Fläche gegen ent­
sprechende Entschädigung zu übernehmen (vgl. 
Schrödter, BBauG 3. Aufl. § 40 Rdn. 16; ders.,
BVB1 1974, 438; Ernst/Zinkahn/Bielenberg aaO § 40 
Rdn. 28; Knaup/Ingenstau aaO § 40 Rdn. 4; Schütz/ 
Frohberg aaO § 40 Anm. 4). Bie in Art. 14 Abs. 3 
S. 2 GG getroffene Regelung der Entschädigung 
schließt as aus, daß der Eigentümer noch jahrelang 
auf einen Ausgleich für ihm fühlbar gewordene Pla­
nungsschäden warten muß, obwohl ihm die Öffentliche 
Hand bereits ein gegenwärtiges Opfer abverlangt 
(BGHZ 50, 93, 98). Bei der vorgeschriebenen Abwä­
gung der Interessen der Allgemeinheit und der Be­
teiligten (Art. 14 Abs. 3 S. 2 GG) können hier die 
Auswirkungen des mit dem Eintritt des Enteignungs-
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tatbestands fällig werdenden ÜDernahmeanspruchs 
eine so einseitige Belastung des Eigentümers 
nicht rechtfertigen. Die Gemeinde kann ihrer­
seits den mit Herabzonungen verbundenen finanzi­
ellen Belastungen weitgehend dadurch ausweichen, 
daß sie ihre Grunflächenplanung rechtzeitig und 
konsequent auf Flächen richtet, deren "Situation” 
es den Eigentümern zumutbar macht, die damit ver­
bundenen Vermögensnachteile auf gewisse Dauer 
ohne Entschädigung hinzunehmen.

c) Abgesehen von dieser durch den Wertgehalt 
der Eigentumsgarantie bestimmten Auslegung des 
§ 40 Abs. 2 BBauG erscheint auch der vom Beru­
fungsgericht angestellte Vergleich mit § 18 BBauG 
nicht sachgerecht. Eine Veränderungs sperre (§ 14 
BBauG) dient der Sicherung der Planung für den 
künftigen Planbereich. Grundstücke, die nach ihrer 
Lage für eine Bebauung in Betracht kommen, können 
nach heutiger Auffassung nur innerhalb einer »cht- 
lich verbindlichen allgemeinen Ordnung des Bauwe­
sens entsprechend genutzt werden. Diese Ordnung 
ist ohne Bauleitplanung und deshalb ohne Aufwand 
von Zeit für die Aufstellung der Bauleitpläne nicht 
denkbar. Daraus ergibt sich die soziale Bindung 
solchen Grundeigentums, eine Bausperre, die dazu 
dient, das in der Hand des Eigentümers verbleiben­
de Grundstück in diesem Sinne baureif zu machen, 
für die dazu notwendige Zeit entschädigungslos 
hinzunehmen (vgl. Senatsurteil in BGHZ 30, 338,
345 f - Freiburger Bausperre -). Die in § 18 BBauG 
für den Beginn der Entschädigungspflicht bestimmte 
zeitliche Grenze soll daher den Zeitpunkt kenn­
zeichnen, an dem die Sozialbindung in einen Ent­
eignungstatbestand umschlägt. Heben diese starre
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Entschädigungsregelung kann im übrigen, wie der 
Senat in seinem Urteil vom 3. Juli 1972 - III ZR
134/71,= NJW 1972, 1713 ausgesprochen hat, ein un­
mittelbar nach Art. 14 GG zu beurteilender Anspruch 
treten.

Demgegenüber stellt sich eine herabzonende 
Festsetzung im Bebauungsplan grundsätzlich nicht 
mehr als Ausdruck der Sozialbindung des Eigentums 
dar. Der Bauleitplan hat in diesem Fall engUltige 
Klarheit über die Planziele gebracht; von diesem 
Zeitpunkt an entfallen die Gründe, die es aus den 
oben beschriebenen Gründen gerechtfertigt erschei­
nen lassen, Veränderungssperren für eine gewisse 
Zeit dem Eigentümer entschädigungslos aufzuerlegen 
(Senatsurteil vom 19. Juni 1972 - III ZR 106/70 =
NJW 1972, 1946; im Ergebnis ebenso Ernst/Zinkahn/ 
Bielenberg aaO § 40 Rdn 28).

6. Das Zuwarten auf eine Übernahme der Flächen 
gegen Entschädigung kann dem Eigentümer auch nicht 
deshalb angesonnen werden, weil et, wie das Beru­
fungsurteil ausführt, "die Spürbarkeit eines durch 
Herabzonung von Grundstücken eintretenden Vermö­
gensnachteils bewußt in Kauf genommen" habe.

Der in § 254 .BGB enthaltene Rechtsgedanke, 
der Ausdruck der Grundsätze von Treu und Glauben 
ist, ist bei der Festsetzung der Entschädigung 
sinngemäß zu berücksichtigen (§93 Abs. 3 S. 2 
BBauG). Es ist aber schon fraglich, ob dies auch 
gilt, wenn über die F ä l l i g k e i t  des .Über­
nahmeanspruchs nach § 40 Abs. 2 Nr. 1 BBauG zu 
entscheiden ist. Insoweit handelt es sich nicht um
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eine Frage der Entsehädigungshöhe, sondern darum, 
ob eine V o r a u s s e t z u n g  für die Lei­
stung der Entschädigung vorliegt (vgl. Ernst/ 
Zinkahn/Bi elenberg aaO § 40 Rdn. 56).

Jedenfalls läßt sich aber in einem Pall wie 
dem vorliegenden nicht fest stellen, daß der Ei­
gentümer die “Entstehung eines Vermögensnachteil s" 
schuldhaft mitverursacht hat. Der Eigentümer hat 
zu dem Herabzonungsschaden keinen Beitrag gelei­
stet, er hat diese Nachteile (durch den vorherigen 
Erwerb der betroffenen Flächen) nur “auf sich ge­
lenkt”. Die in § 93 Abs. 3 S, 2 BBauG getroffene 
Regelung hat demgegenüber Fälle im Auge, bei denen 
ein entsprechendes Verhalten des Betroffenen den 
Schaden als solchen entweder überhaupt abgewendet 
oder doch gemindert hätte (Brügelmann/Pohl aaO 
§ 93 Anm. 4). Die Ausweisung eines Grundstücks im 
verbindlichen Bebauungsplan als öffentliche Grün­
fläche steht in dieser Weise nicht zur Disposition 
des Eigentümers. Der Eingriff ist "objektbezogen“ 
(Schütz/Frohberg aaO § 93 Anm. IV); Über seine Zu­
lässigkeit bestimmt allein das Gesetz.

Richtig ist allerdings, daß ein Eigentümer­
wechsel, der vor dem Inkrafttreten des herabzonen- 
den Bebauunsplans erfolgt, zum Nachteil der Gemein­
de dazu führen kann, daß die wirtschaftlichen In­
teressen und Verhältnisse des neuen Eigentümers für 
das "Spürbarwerden“ der Planungsmaßnahme “anfälli­
ger" sind als es die des früheren Eigentümers ge­
wesen wären. Das kann dem Erwerber aber im Rahmen 
der sinngemäßen Anwendung des § 254 BGB nicht ent­
gegengehalten werden. Das Bundesbaugesetz erfaßt 
in § 95 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 einige spezielle Ver­
haltensweisen des Enteigneten vor und während der
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Einleitung des Enteignungsverfahrens und knüpft 
daran die Folge einen NichtberUcksichtigung ent­
sprechender Werterhöhungen bei der Bemessung der 
Entschädigung. Heben dieser Sonderregelung ist für 
eine Anwendung des § 254 BOB auf Sachverhalte, 
die v o r  der Einleitung des Enteignungsverfah­
rens liegen, grundsätzlich kein Raum (Emst/ 
Zinkahn/Bi elenberg aaO § 93 Rdn. 64 a.E.). Dazu 
gehört auch der Erwerb von Bauerwartungsland vor 
dessen verbindlicher Ausweisung im Bebauungsplan 
als öffentliche Griinflache, mag dieser Erwerb auch 
in der Hoffnung erfolgt sein, die erworbene Fläche 
werde in absehbarer Zeit in die Qualität von Bau­
land hineinwachsen (im Ergebnis ebenso Schrödter, 
DVB1. 1974, 438).

7. Ist die Entschädigung - wie hier - durch 
Übernahme der Flächen zu leisten und kommt hierüber 
eine Einigung nicht zustande, so kann der Eigentümer 
die Entziehung des Eigentums an den Flächen ver­
langen (§ 40 Abs. 5 S. 1 BBauG). Im Schrifttum ist 
streitig, ob der Eigentümer hiernach die Einleitung 
eines Enteignungsverfahrens gegen sich selbst ver­
langen kann (so Ernst/Zinkahn/Bi elenberg aaO § 40 
Rdn. 56; Knaup/Ingenstau aaO § 40 Rdn. 8; Schütz/ 
Frohberg aaO § 40 Anm. 7) oder darauf verwiesen 
ist, gegen die Ablehnung der Einleitung eines Ent­
eignungsverfahrens durch die Behörde den Rechtsweg 
zu den Baulandgerichten zu beschreiten (so Brügel- 
mann/Pohl aaO § 40 Anm. 3 c; Schrödter aaO § 40 
Rdn. 16; vermittelnd Meyer/Stich/Tittel aaO § 40 
Rdn. 12).
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Bei der Entscheidung darüber, welcher Auf­
fassung der Vorzug zu geben ist, ist vornehmlich 
auf den Schutzzweck der Vorschrift, daneben aber 
auch auf die Praktikabilität des Verfahrens abzu­
stellen* Gegen die Möglichkeit, einen Enteig­
nungsantrag gegen sich selbst zu stellen, werden 
im wesentlichen Gründe dogmatischer Art ins Feld 
geführt (Brügelmann/Pohl aaO; Schrödter aaO). Sie 
allein erscheinen aber nicht durchschlagend. Ein 
solcher Antrag mag für das herkömmliche Bild des 
Verfahrens ungewöhnlich sein, er entspricht jedoch 
der neueren Entwicklung auf dem Gebiet des Enteig- 
nungsvafahrensrechts (vgl* Gesetz zum Schutt der 
Zivilbevölkerung (SchutzbauG) vom 9. September 
1965 - BGBl I 1232 - § 21 Abs* 5i ebenso Art.
13 Abs. 2 S. 2 BayStrWG, vgl. dazu Sieder/Zeitler, 
BayStrWG 2. Auflage Art. 13 Rdn. 11). Zutreffend 
wird darauf hingewiesen, daß der Übernahmeanspruch 
eine besondere Art des E n t s c h ä d i g u n g s -  
anspruchs sei (SchUtz/Frohberg aaO Vorbem. II 1 
vor §§ 40 - 44) und die Hingabe des Eigentums eine 
Voraussetzung dieses Entschädigungsanspruchs, so 
daß es sich bei einem solchen Begehren nicht ei­
gentlich um einen Enteignungsantrag gegen sich 
selbst, sondern um einen Antrag auf Entschädigung 
handele, in dessen Rahmen Über die Enteignung zu 
erkennen sei (Emst/Zinkahn/Bielenberg aaO). Der 
Wortlaut des § 40 Abs. 5 S. 1 BBauG steht einer 
Solchen Auslegung nicht im Wege. Bas damit eröff- 
nete Verfahren erfüllt in einem höheren Maße den 
Anspruch des Betroffenen auf einen wirksamen Rechts­
schutz, der. sich unmittelbar aus der Eigentums­
garantie ergibt (vgl. BYerfG RJW 1974, 1499» 1501 
unter 2 d; BVerfGE 35» 548, 361). Soweit einge­
wendet wird, es fehle nach der Regelung des § 107 
BBauG an einer Möglichkeit, den Enteignungsver-

\
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pflichteten am Verfahren zu beteiligen, wenn dies 
ein anderer als die Gemeinde sei (Brügelmann/Pohl 
aaO), kann diesem Anliegen dadurch Rechnung ge­
tragen werden, daß in diesem Sonderfall hei An­
wendung des § 40 Abs. 5 BBauG unter "Antragstel­
ler” im Sinne von § 107 Abs. 1 Nr. 1 BBauG dieser 
Verpflichtete verstanden wird. Diese Auslegung 
des § 40 Abs. 5 S. 1 BBauG vermeidet auch die 
Schwierigkeiten, die auf treten, wenn die Übemah- 
mepflicht einen Privaten trifft (vgl. dazu 
Brügelmann/Pohl aaO).

Der Eigentümer hatte bei der Enteignungsbe­
hörde beantragt, ihm das Eigentum an den betrof­
fenen Flächen zu entziehen. Damit hatte er er­
sichtlich einen Antrag auf Einleitung des Ent- 
eignungsverfahrens gegen sich selbst gestellt, 
dem nach dem oben Ausgeführten hätte stattgege­
ben werden müssen. Im Verfahren vor den Bauland­
gericht eh hat er dieses Begehren im zweiten Rechts- 
zigum den Antrag erweitert, die beteiligte Stadt 
zu verurteilen, ihrerseits die Entziehung des 
Eigentums gegen angemessene Entschädigung zu be­
antragen. Dieses Begehren erfolgt er auch in der 
Revisionsinstanz. Des Ausspruchs dieser Verpflich­
tung bedarf es nach den obigen Ausführungen nicht. 
Andererseits hat dieser Teil des Begehrens kein 
selbständiges Gewicht; seine Nichtberücksichtigung 
in der Revisions ent Scheidung kommt daher nicht 
einer teilweisen Zurückweisung des gestellten An­
trags gleich.
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III.

Hiernach ist auf die Bevision des Eigentümers 
unter Aufhebung der Vorentscheidungen die Enteig­
nungsbehörde anzuweisen, in der Sache unter Beach­
tung der Rechtsauffassung des Gerichts anderweit 
zu entscheiden (§ 166 Abs. 2 S. 2 BBauG; vgl. dazu 
Schütz/Erohberg aaO § 166 Anm, II 2 b). Im Ergebnis 
bedeutet das ein Unterliegen der Stadt, die somit 
die gesamten Kosten des gerichtlichen Verfahrens zu 
tragen hat.

Kreft Gähtgens Er. Krohn
Peetz Lohinann
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